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In Reaktion auf Trump und China:  
Europas Engagement in Lateinamerika
Europas Freihandelsabkommen mit den Ländern des 
Mercosur signalisiert das verstärkte Engagement der 
Europäischen Union in Lateinamerika gleich in mehre-
rer Hinsicht: Das Übereinkommen mit dem „Gemein-
samen Markt des Südens“ ist zum einen das fehlende 
Glied in der Kette von Freihandelsabkommen der EU 
mit Lateinamerika, zu der bereits Verträge mit den 
zentralamerikanischen Staaten und drei Mitgliedern 
der Andengemeinschaft (Ecuador, Kolumbien und Peru) 
gehören. Zum anderen erfasst es – neben den kleineren 
Mercosur-Mitgliedsländern Paraguay und Uruguay – mit 
Brasilien und Argentinien auch zwei wirtschaftliche 
und politische Schwergewichte der Region. Flankierend 
zum Mercosur-Abkommen führt die EU zudem Verhand-
lungen mit Mexico und Chile, um bestehende Abkom-
men zu modernisieren und zu erweitern. Auch diese 
Abkommen sollen europäische Wirtschaftsinteressen in 
Lateinamerika sichern.
Mit diesen Freihandelsaktivitäten antwortet die EU 
einerseits auf die wachsende wirtschaftliche Konkur-
renz Chinas in Lateinamerika. Andererseits reagiert 
Europa auf den Protektionismus der US-Regierung unter 
Präsident Donald Trump und gibt im unmittelbaren 
 Einflussbereich der USA ein klares Bekenntnis zu einem 
offenen und regelbasierten Welthandelssystem.
Der Beschleuniger:  
Trumps nationalistische Wirtschaftspolitik
Unter Präsident Trump haben sich die Beziehungen der 
USA zu Lateinamerika grundlegend gewandelt. Latein-
amerikas Staaten, an erster Stelle Mexiko, wurden aus 
wahltaktischen Gründen zum Sündenbock erkoren; die 
Reizthemen reichen von der illegalen Einwanderung 
über den Drogenhandel bis hin zu den mexikanischen 
Handelsbilanzüberschüssen. Wie gegenüber anderen 
Handelspartnern setzt die Trump-Administration auch 
gegenüber Lateinamerika Zölle als politisches Druckmit-
tel ein. Es ist zu erwarten, dass sie sich weiterhin damit 
Handelsvorteile zu verschaffen versuchen wird. Und dies 
wird auch auf Kosten der Marktanteile gehen, die europä-
ische Unternehmen in der Region halten.
Das Handelsabkommen der EU mit dem Mercosur 
hingegen würde europäischen Unternehmen den Wettbe-
werb mit US-Unternehmen in Lateinamerika erleichtern. 
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Das neu verhandelte Freihandelsabkommen mit den Ländern des südamerikanischen 
Wirtschaftsblocks Mercosur ermöglicht der Europäischen Union, sich in Lateiname-
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Wie die Freihandelsabkommen mit anderen lateinameri-
kanischen Regierungen ist es Teil einer breiteren handels-
politischen Offensive Europas, die seit dem Amtsantritt 
Trumps forciert wurde. Mit ihrer protektionistischen 
Politik und der Infragestellung des multilateralen 
Handelssystems haben die USA bereits andere Freihan-
delsabkommen der EU beschleunigt, etwa mit Kanada 
(2017), Singapur (2018) und Japan (2018). Nur zwei Tage 
nach dem Ende der Verhandlungen mit dem Mercosur 
unterzeichnete die EU ein weiteres Handelsabkommen 
mit Vietnam, das ebenfalls wegen seines wachsenden 
Handelsbilanzüberschusses gegenüber den USA in das 
Fadenkreuz der Trump-Administration geraten ist. In-
zwischen warnen US-amerikanische Think Tanks bereits, 
dass das Netz weltweiter Freihandelsverträge ohne die 
USA die Wettbewerbsfähigkeit amerikanischer Unterneh-
men gegenüber europäischen auf Drittmärkten langfristig 
beeinträchtigen könnte.1
Der geopolitische Kontext:  
USA und China ringen um Lateinamerika
Das europäische Engagement in Lateinamerika findet 
somit vor dem Hintergrund und in Reaktion auf die na-
tionalistische Handelspolitik der USA statt, die mittelbar 
wiederum die Wettbewerbsbedingungen der USA selbst 
erschweren könnte. Ein weiterer Faktor in dieser kom-
plexen Dynamik ist China: Europa ist nicht der einzige 
Konkurrent der USA in Lateinamerika, das mittlerweile 
zu einem weiteren Spielfeld in der globalen Rivalität zwi-
schen den USA und China geworden ist. 
Während der wachsende wirtschaftliche Einfluss 
Chinas in Lateinamerika von den USA lange nur kritisch 
beäugt und mögliche sicherheitspolitische Risiken als 
begrenzt eingeschätzt wurden, hat sich die Bedrohungs-
wahrnehmung während der Trump-Administration 
grundlegend verändert. Die Nationale Sicherheitsstrate-
gie der USA vom Dezember 2017 benennt amerikanische 
Interessen klipp und klar als gefährdet: „China versucht, 
die Region mittels staatlich gelenkter Investitionen und 
Kredite in seinen Einflussbereich zu ziehen.“2 China wird 
somit nicht mehr nur als wirtschaftlicher Konkurrent 
gesehen, sondern auch als geopolitischer Gegner, der mit 
wirtschaftlichen Mitteln seinen Einfluss in Lateinamerika 
auszuweiten und lateinamerikanische Regierungen in 
Abhängigkeit zu bringen sucht.
Insbesondere Chinas „Neue Seidenstraße“, die „Belt 
and Road Initiative“ (BRI), wird von US-Geostrategen 
als Gegenmachtbildung verstanden – zumal sie mittler-
weile bis in die Westliche Hemisphäre und damit in die 
unmittelbare Nachbarschaft der USA reicht. Mittlerweile 
haben sich 19 lateinamerikanische und Karibikstaaten 
mit Absichtserklärungen der BRI angeschlossen,3 zuletzt 
Peru im Mai 2019 (vgl. Abbildung). Bereits zuvor hat sich 
China als wichtiger Kreditgeber in Lateinamerika positi-
oniert und dadurch neue wirtschaftliche Abhängigkeiten 
geschaffen. Zwischen 2005 und 2016 haben chinesische 
Banken mehr als 140 Milliarden Dollar an Krediten in 
Lateinamerika vergeben.4 Chinesische Kreditgeber haben 
mehr als die Weltbank, die Inter-Amerikanische Entwick-
lungsbank und die CAF Development Bank of Latin Ame-
rica an Lateinamerika verliehen, in einigen Jahren sogar 
mehr als die drei genannten Banken zusammen.
Erstarkender Konkurrent:  
China im Wettbewerb mit Europa 
Das chinesische Engagement in Lateinamerika und der 
damit verbundene Systemkonflikt zwischen den USA und 
China stellen folglich wichtige Faktoren in der Wett-
bewerbssituation in Lateinamerika dar. China bedroht 
dabei nicht nur die Interessen der USA; sein Einfluss in 
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China nimmt in rascher Abfolge Länder in Lateinamerika und der 
Karibik als Partner in der Belt and Road-Initiative (BRI) auf.
Abbildung 1: Partner der „Neuen Seidenstraße“ in  
Lateinamerika und der Karibik
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Lateinamerika geht auch auf Kosten Europas: Bereits 2014 
überholte China die EU als Lateinamerikas zweitwich-
tigster Handelspartner nach den USA (vgl. Tabelle mit 
aktuellen Positionen). Europas Anteil an den lateiname-
rikanischen Exporten ist seit 2001 leicht auf 11 Prozent 
zurückgegangen. Der Anteil der EU an den lateinameri-
kanischen Importen hat sich demgegenüber im gleichen 
Zeitraum kaum verändert und lag durchgehend bei ca. 14 
Prozent. Der Anteil Chinas an den lateinamerikanischen 
Exporten stieg hingegen von ein Prozent im Jahr 2001 auf 
10 Prozent im Jahr 2017, und der Anteil an den Impor-
ten von zwei Prozent auf 18 Prozent.5 Zudem exportiert 
China verstärkt technologisch hochwertige Produkte 
und konkurriert damit zunehmend mit europäischen 
Exporten, zum Beispiel bei Fahrzeugen und elektrischen 
Maschinen.6
Tabelle 1: Rang als Handelspartner Lateinamerikas und 
der Karibik (2017)7
Handelspartner
Sub-Region/Länder USA China EU
Andengemeinschaft 1 2 3
Zentralamerika 1 3 2
Cariforum 1 3 2
Kuba niedrigerer Rang 2 1
Mercosur 3 1 2
Mexico 1 2 3
Chile 2 1 3
Noch bis 2017 war die EU im Mercosur der wichtigste 
Handelspartner. Im Jahr 2018 entfiel jedoch nur noch 
jeweils etwa ein Fünftel der Importe (21 Prozent) und 
Exporte (19 Prozent) des Mercosur auf die EU, die damit 
knapp hinter China (Importe: 23 Prozent; Exporte: 25 
Prozent), aber deutlich vor den USA (Importe: 17 Prozent; 
Exporte: 12 Prozent) rangierte.8 Das Gesamthandelsvo-
lumen zwischen der EU und dem Mercosur betrug 2018 
insgesamt 88 Milliarden Euro bei Waren und 34 Milliar-
den Euro bei Dienstleistungen.9
China hat damit die EU als führender Handelspartner 
in Lateinamerika überholt. Nach wie vor sind jedoch 
europäische Unternehmen die wichtigsten Investoren 
in Lateinamerika: Der europäische Investitionsbestand 
in Lateinamerika lag 2017 bei 785 Milliarden Euro und 
war damit höher als die addierten Investitionen in 
China (176 Milliarden Euro ohne Hongkong), Indien und 
Russland.10 Zwischen 2005 und 2017 entfielen 39 Prozent 
aller angekündigten Neuinvestitionen in Lateinamerika 
auf europäische Unternehmen – deutlich mehr als etwa 
 Unternehmen aus Nordamerika (32 Prozent), China und 
Hongkong (5 Prozent). Rund 40 Prozent des ausländi-
schen Investitionsbestands in den großen lateiname-
rikanischen Volkswirtschaften gehört europäischen 
Unternehmen.11
Trotz dieser europäischen Investitionsstärke holt China 
aber auch hier auf. Es investiert zudem besonders in zu-
kunftsrelevanten Sektoren. Wurden chinesische Direktin-
vestitionen in Lateinamerika traditionell im Bergbau und 
in der Erdölförderung getätigt, so investieren chinesische 
Unternehmen mittlerweile in größerem Ausmaß im 
Infrastrukturbereich, im Finanzsektor, im Bereich der 
Informations- und Kommunikationstechnologien und 
im Sektor für erneuerbare Energien einschließlich der 
Stromnetze. Der Automobilsektor ist ein weiterer strategi-
scher Sektor im Blickfeld chinesischer Unternehmen.12 Es 
ist davon auszugehen, dass chinesische Unternehmen in 
diesen Schlüsselsektoren künftig noch stärker mit euro-
päischen konkurrieren werden.
Europas Chance in Lateinamerika: Dritte Op-
tion im Wettbewerb zwischen China und USA 
Trotz der erstarkten Konkurrenz durch China ist Europa 
gleichwohl wettbewerbsfähig. Zwar hat die EU ihren 
Platz als zweitwichtigster Handelspartner Lateiname-
rikas an China verloren, doch sie ist nur auf den dritten 
Platz zurückgefallen und in einigen Subregionen sogar 
zweitwichtigster Handelspartner geblieben. Insbeson-
dere Argentinien, Brasilien, Kolumbien und Mexiko sind 
noch nicht Teil von Chinas Seidenstraßeninitiative und 
bleiben wichtige Partner der EU in Lateinamerika.
Europas Handlungsoptionen in dieser Situation wer-
den durch die strategische Konkurrenz zwischen den USA 
und China in Lateinamerika durchaus gefördert. Die EU 
könnte sich als strategischer Verbündeter anbieten, um 
Lateinamerika durch Diversifikation einen eigenständi-
gen Handlungsspielraum zu ermöglichen. Im Spiel der 
Kräfte in Lateinamerika könnte es sich quasi als dritte 
Option positionieren. Lateinamerikas Staaten wiederum 
könnten durch ihre Wirtschaftsbeziehungen mit der EU 
vermeiden, dass sie eine übermäßige Abhängigkeit – d.h. 
von den USA – gegen eine neue – von China – eintauschen 
oder aber in eine doppelte Abhängigkeit zu beiden gera-
ten.13 Erforderlich dafür wäre jedoch, dass Lateinamerika 
seine wirtschaftlichen Möglichkeiten besser nutzt und 
etwa den Handel und die politische Kooperation mit 
Europa ausweitet. Das Mercosur-Abkommen bietet dafür 
eine große Chance. Noch mehr: Es stellt eine Win-win-
Situation für beide Seiten dar. 
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Gute Aussichten für den lateinameri-
kanischen Freihandel: Mercosur und 
Pazifikallianz
Für die Mitgliedsstaaten des Mercosur eröffnet das 
Abkommen auch die Möglichkeit, sich strategisch besser 
gegenüber der Pazifikallianz (Alianza del Pacifico) zu 
positionieren, mit der sie in Südamerika im Wettbewerb 
um ausländische Investoren und Absatzmärkte stehen.14 
Der Pazifikallianz, deren Reichweite über den Subkonti-
nent hinausgeht, gehören Chile, Kolumbien, Peru, Mexiko, 
und bald auch Ekuador an. Aufnahmebedingung für das 
Bündnis ist der vorherige Abschluss von Freihandels-
abkommen mit allen Mitgliedern. Gemeinsam soll der 
Handel mit Drittländern vor allem im pazifischen Raum, 
aber auch mit Europa gefördert und um Investitionen 
geworben werden. Die Pazifikallianz war bisher sehr er-
folgreich, was das kollektive „Nation Branding“ betrifft.15 
Sie verfügt mittlerweile weltweit über 59 Staaten mit 
Beobachterstatus – darunter 22 aus der EU. Mit Australi-
en, Kanada, Südkorea, Neuseeland und Singapur finden 
außerdem Verhandlungen über eine Assoziierung statt. 
Die EU hat mit allen Mitgliedsländern der Pazifikalli-
anz Freihandelsabkommen abgeschlossen. Diese vertre-
ten ähnliche Positionen in der Handels- und Klimapolitik 
wie die EU. Die Abschlusserklärung des letzten Gipfeltref-
fens der Pazifikallianz (Declaración de Lima)16 in Peru 
vom 6. Juli 2019 enthält ein klares Bekenntnis zum Frei-
handel, zu einem multilateralen Handelssystem und zum 
Pariser Klimaschutzabkommen. Zwischen dem Mercosur 
und der Pazifikallianz finden Verhandlungen zur Schaf-
fung einer lateinamerikanischen Freihandelszone statt. 
Das Abkommen des Mercosur mit der EU kann diesen 
Prozess von außen unterstützen, da es zu einer stärkeren 
Öffnung der argentinischen und brasilianischen Volks-
wirtschaften beiträgt. 
Förderliche Begleitumstände:  
(Innen-)politische und industrielle Interessen
Das Abkommen zwischen Mercosur und EU bietet 
folglich sowohl ökonomische wie auch geostrategische 
Vorteile für beide Seiten. Dennoch war es nicht einfach, 
Verhandlungskompromisse zu finden (siehe Infokasten), 
Die Eckpunkte des EU-Mercosur-Abkommens
Nach Angaben der EU-Kommission würden europäische Unternehmen durch das Abkommen einen privilegierten 
Zugang zu einem Markt von 260 Millionen Verbrauchern erhalten. Laut der Zusammenfassung der EU-
Kommission über die am 28. Juni 2019 unterzeichneten Verhandlungsergebnisse37 wird der Mercosur über einen 
Zeitraum von zehn Jahren (in einigen Sparten, etwa bei Autos 15 Jahre) schrittweise die Zölle auf 91 Prozent der 
Importe aus der EU abschaffen. Im Gegenzug wird die EU gleichfalls über einen Zeitraum von zehn Jahren die Zölle 
auf 92 Prozent der Einfuhren aus dem Mercosur aufheben. Für Unternehmen in der EU entfallen durch das Abkom-
men Zölle im Wert von über vier Milliarden Euro pro Jahr. 
Im Agrarsektor, der für Europa besonders konfliktträchtig ist, wird die EU 82 Prozent der Einfuhren von Agrar-
produkten aus dem Mercosur liberalisieren. Zusätzlich werden Einfuhrquoten gewährt, unter anderem in Höhe 
von 99.000 Tonnen Rindfleisch zu einem Zollsatz von 7,5 Prozent, 450.0000 Tonnen Ethanol für die Chemie sowie 
200.000 Tonnen Ethanol für andere Zwecke einschließlich Treibstoff und 45.000 Tonnen Honig. Der Zoll für Rohzu-
cker wird auf die bereits für Brasilien geltende Quote von 180.000 Tonnen abgeschafft. Beide Seiten führen Quoten 
für Milchprodukte (Käse und Milchpulver) ein, bei denen der Zollsatz für Einfuhren aus der EU zurzeit bei 28 Prozent 
liegt. Der Mercosur öffnet seinen Markt außerdem für Wein, Sekt, Spirituosen, Olivenöl, Frischobst, Pfirsich- und 
Tomatenkonserven, Schweinefleisch, Schokolade sowie Erfrischungsgetränke. Im Rahmen des Abkommens werden 
beiderseits geographische Herkunftsangaben (wie zum Beispiel Parmaschinken oder Portwein) geschützt; dies 
betrifft auf europäischer Seite 355 und auf Seiten des Mercosur 220 geographische Angaben.
Besondere Vorteile ergeben sich nach dem Abkommen in Europa für Industriesektoren, die bisher hohen Einfuhr-
zöllen in den Mercosur unterlagen, etwa für Autos (35 Prozent) und Autoteile (14-18 Prozent), Maschinen (14-20 Pro-
zent), Chemikalien (bis zu 18 Prozent), Arzneimittel (bis zu 14 Prozent), Kleidung und Schuhe (35 Prozent) sowie Tex-
tilien (26 Prozent). Aber auch der Agrar- und Lebensmittelsektor profitiert von der Senkung hoher Einfuhrzölle in 
den Mercosur, etwa bei Wein (27 Prozent), Spirituosen (20-35 Prozent) und Schokolade (29 Prozent). Die Mercosur-
Staaten werden außerdem ihre öffentlichen Beschaffungsmärkte für europäische Unternehmen öffnen.
Das Abkommen wahrt die EU-Standards für Lebensmittelsicherheit, Tier- und Pflanzengesundheit im Hinblick auf 
Einfuhren aus dem Mercosur. Nicht zuletzt verpflichten sich beide Seiten, das Pariser Klimaschutzabkommen 
wirksam umzusetzen.
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und die Verhandlungen zwischen der EU-Kommission 
und dem Mercosur zogen sich über 20 Jahre hin. Ihr Ab-
schluss wurde während des G20-Gipfels im Juni 2019 in 
Osaka dementsprechend euphorisch gefeiert. Über der 
Freude wurde jedoch vergessen, dass der Verhandlungs-
erfolg außerordentlich günstigen politischen Konstella-
tionen auf beiden Seiten zu verdanken war, die sich im 
Laufe der Ratifizierungsprozesse durchaus auch wieder 
verändern könnten. 
Der Abschluss des Abkommens nutzte zum einen der 
scheidenden EU-Kommission: Angesichts der protektio-
nistischen Drohungen der US-Regierung konnte sie mit 
dem Mercosur, nach dem Abschluss des Abkommens mit 
Kanada und den Verhandlungen mit Japan, einen weite-
ren Erfolg bei der Handelsliberalisierung und der Öffnung 
von Märkten für europäische Unternehmen erzielen. 
Zum anderen ist der Vertrag von innenpolitischer 
Relevanz insbesondere für Brasilien und Argentinien, 
zwei der beteiligten südamerikanischen Länder. In Osaka 
trafen die Europäer den erst seit Januar 2019 im Amt be-
findlichen brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro und 
den im Oktober 2019 zur Wiederwahl anstehenden argen-
tinischen Präsidenten Mauricio Macri. Beide versuchen, 
den handelspolitischen Erfolg auf der außenpolitischen 
Weltbühne innenpolitisch zu nutzen.17
Die brasilianische Regierung hofft, mit dem Abkom-
men den Druck für wirtschaftliche Reformen zu erhöhen, 
um mit einer weiteren Liberalisierung die Produktivität 
und internationale Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu 
steigern. Der Vertrag zwischen der EU und dem Mercosur 
macht die Ankündigung von Wirtschaftsminister Paulo 
Guedes, die brasilianische Wirtschaft zu öffnen, inter-
national glaubwürdig und eröffnet der brasilianischen 
Landwirtschaft gute Exportchancen.18 
Ebenso erwartet die brasilianische Industrie, dass 
durch das Abkommen die Fortschritte in der Moderni-
sierung und Entbürokratisierung des Außenhandels ver-
tieft und festgeschrieben werden können. Der Industri-
ellenverband CNI (Confederação Nacional da Indústria) 
erwartet nach – möglicherweise übertriebenen – Schät-
zungen eine Steigerung der Ausfuhren um 23,6 Prozent 
in zehn Jahren und die Schaffung von bis zu 778.000 
neuen Arbeitsplätzen.19
Auf der anderen Seite begrüßte auch der Europäische 
Automobilherstellerverband (ACEA) das Verhandlungs-
ergebnis20 mit dem Hinweis, dass 2018 im Mercosur 3,3 
Millionen Neuwagen verkauft wurden, aber nur 73.000 
Fahrzeuge aus der EU importiert worden seien, was ei-
nem Marktanteil von gerade einmal 2,2 Prozent entsprä-
che.21 Industrielle Erwartungen fördern also ebenso wie 
(innen-)politische Aspekte in Europa und Lateinamerika 
das lang umkämpfte Abkommen. 
„Kühe gegen Autos“: Die Gegenwehr von 
Bauernlobby, Umwelt- und Klimaschützern 
Trotz dieser positiven Umstände aber formiert sich auch 
Widerstand gegen das Abkommen, der seine Ratifizie-
rung und Umsetzung noch behindern könnte. In einzel-
nen Mercosur-Ländern, etwa in Argentinien, wird die 
Klage erhoben, das Abkommen mit der EU zerstöre die 
nationale Industrie. Die argentinische pharmazeutische 
Industrie etwa, die traditionell dem Kirchner-Flügel der 
Peronisten nahesteht, kritisiert das Abkommen.22 Ein Teil 
der Peronisten versuchte, mit Kritik am Abkommen im 
Wahlkampf zu punkten.23
In Europa hingegen werden die Interessen der Auto-
mobilindustrie gegen jene der Landwirtschaft in Stellung 
gebracht: „Kühe gegen Autos“ lautet der griffig auf den 
Punkt gebrachte Slogan,24 mit dem das Abkommen kriti-
siert wird. Nicht unerwartet meldete die französische Re-
gierung mit Blick auf französische Bauern Vorbehalte an.25 
Quer durch Europa demonstrieren die Bauernverbände, 
weil sie die billigere und in einigen Fällen auch qualitativ 
bessere Konkurrenz aus Südamerika fürchten. In Spanien 
sind es vor allem Anbauer von Zitrusfrüchten, die sich 
gegen die argentinische und brasilianische Konkurrenz 
wehren.26 Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, 
Joachim Rukwied, wiederum sieht durch das Abkommen 
die Zukunft vieler bäuerlicher Familienbetriebe gefährdet 
und die Nachhaltigkeitsziele der Bundesregierung kon-
terkariert. Auch er fordert, dass die Landwirtschaft nicht 
zugunsten der Automobilindustrie geopfert werden dürfe. 
Nach Aussagen des Vorsitzenden der französischen Grü-
nen, Yannick Jadot, dient das Abkommen der deutschen 
Automobilindustrie und der brasilianischen Fleischin-
dustrie, die dafür den Regenwald abholze. Leidtragende 
seien dagegen die französischen Landwirte. 
Es formiert sich also eine bunte Koalition aus Agrarlob-
byisten, Globalisierungsgegnern und Umweltschützern. 
Kritiker warnen davor, dass durch das EU-Mercosur-
Abkommen die Rodung des brasilianischen Regenwaldes 
zunehmen werde. Im August gewann die Kritik an politi-
schem Gewicht, da die in diesem Jahr massiv gestiegenen, 
heftigen Waldbrände im Amazonas-Gebiet überwiegend 
von Menschenhand gelegt wurden, um weiteres Agrar-
land zu gewinnen. Während des G-7-Gipfels im fran-
zösischen Biarritz im August drohte der französische 
Präsident Emmanuel Macron damit, das Abkommen zu 
kippen, wenn Brasilien nicht seinen Umweltverpflichtun-
gen nachkäme. Ebenso stellten Irland und Luxemburg 
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ein Veto gegen den Vertrag in Aussicht. Seit Längerem 
verweisen Kritiker des EU-Mercosur-Abkommens auf den 
Zusammenhang zwischen der Ausweitung der brasiliani-
schen Rindfleischexporte und dem Waldverlust im Ama-
zonasgebiet.27 Laut einer Studie von Germanwatch28 war 
die EU zwischen 2008 und 2014 für 2 Prozent der CO2-
Emissionen verantwortlich, die in Brasilien auf Rodungen 
für landwirtschaftliche Zwecke zurückzuführen sind; 
dies entspricht etwa dem gleichen Ausmaß wie China und 
deutlich weniger als Russland. Dabei entfielen drei Viertel 
der Emissionen auf die Ausweitung des Anbaus von Soja. 
Die EU importiert fast ihren gesamten Sojabedarf, und 
die Mercosur-Staaten sind die wichtigsten Lieferanten 
von Sojabohnen und Sojaschrot (ein Tierfuttermittel).29
Trotz Widerstand: Die Bundesrepublik sollte 
für das Abkommen werben 
Angesichts der zuletzt bis in die europäischen Regierungs-
ebenen reichenden Widerstände gegen den Vertrag und 
der erforderlichen Ratifizierung durch die Nationalparla-
mente ist die Umsetzung des Vertrages noch lange nicht 
gesichert. Ein nachhaltiger politischer Wille wird nötig 
sein, damit das EU-Mercosur-Abkommen in Kraft treten 
kann. Die scheidende EU-Handelskommissarin Cecilia 
Malmström geht von einem Zeitraum von zwei Jahren 
aus.30 Berücksichtigt man die im Abkommen festgeleg-
ten Übergangsfristen für einzelne Wirtschaftssektoren, 
dürfte es danach ohnehin noch bis zu 15 Jahre dauern, bis 
das Abkommen voll umgesetzt sein wird. 
Zunächst aber gewähren die EU-internen Abstim-
mungsprozesse31 den Gegnern des Abkommens noch viel 
Zeit, um das Verfahren zu verschleppen und Hürden auf-
zubauen. Einen ersten Vorgeschmack auf die kommenden 
Auseinandersetzungen über das Handelsabkommen gab 
eine Abstimmung im irischen Parlament am 11. Juli, mit 
der kurz vor der Sommerpause eine deutliche Mehrheit 
von 84 zu 46 Stimmen die Regierung aufforderte, das 
Handelsabkommen abzulehnen und dafür Verbündete in 
Europa zu suchen.32
Trotz der wachsenden politischen Widerstände aber 
sollte die Bundesregierung ihre Unterstützung für das 
Freihandelsabkommen beibehalten und innerhalb der EU 
für dessen Annahme und Umsetzung werben. 
Strategische Interessen statt Klientelpolitik: 
Argumente und Handlungsempfehlungen
Die von europäischen Landwirten, insbesondere aus 
der Viehwirtschaft, vorgebrachten Einwände gegen 
das Abkommen lassen sich mit Blick auf geltende EU-
Regulierung und die weitere Marktenwicklung durchaus 
entkräften:33 Ohnehin unterliegen Importe den EU-
Standards für Lebensmittel. Europäischen Landwirten er-
schließen sich darüber hinaus neue Exportmärkte durch 
die Freihandelsabkommen mit Japan, Vietnam, Singapur 
und Mexiko. 
Zu berücksichtigen ist auch, dass der Anteil des land-
wirtschaftlichen Sektors am Bruttoinlandsprodukt relativ 
gering ist. Die Interessen der Landwirtschaft sollten 
daher gegen die Interessen anderer, viel gewichtigerer 
Sektoren wie den Industrie- und Dienstleistungssektoren 
abgewogen werden. Letztere ziehen aus dem Abkom-
men Vorteile und haben für die künftige wirtschaftliche 
Entwicklung Europas eine größere Bedeutung. Von den 
Südamerikanern kann keine Marktöffnung in Bereichen 
gefordert werden, in denen europäische Unternehmen 
Wettbewerbsvorteile haben, wenn nicht gleichzeitig Euro-
pa seinen Markt für wettbewerbsfähige südamerikani-
sche Produkte öffnet. 
Der zu erwartende Anstieg des Handelsvolumens 
insbesondere für Fleischprodukte hält sich ferner im Rah-
men. So war 2018 für Brasilien ein Rekordjahr für Fleisch-
exporte mit insgesamt 1,64 Millionen Tonnen im Wert von 
6,57 Milliarden US-Dollar. Davon entfielen jedoch 46,6 
Prozent auf China und Hongkong, auf die EU aber nur 7,2 
Prozent der brasilianischen Fleischexporte.34 Auch bei 
Ausschöpfung der neuen Quoten würde sich der Anteil 
der EU am Export brasilianischen Rindfleisches nicht we-
sentlich erhöhen. Bisher wurde aus dem Mercosur nach 
Europa vor allem hochwertiges Rindfleisch verkauft. Dies 
würde sich vermutlich auch durch die neuen Quoten nicht 
verändern. Fleischimporteure in der EU könnten überdies 
darauf bestehen, nur Fleisch aus nicht frisch gerodetem 
Land zu kaufen. Eine vergleichbare Vereinbarung gibt es 
bereits bei Soja.35
Im Bereich des Umwelt- und Klimaschutzes bietet 
das Abkommen ebenfalls Chancen. Zwar hat die neue 
brasilianische Regierung Umweltstandards gesenkt und 
verstärkt in Europa bereits verbotene Pestizide zugelas-
sen.36 Doch mit einem Abkommen können europäische 
Umweltstandards in Lateinamerika durchgesetzt werden, 
zumindest bei Produkten, die in die EU exportiert werden. 
Ein Austritt Brasiliens aus dem Pariser Klimaabkommen, 
wie zeitweilig angedroht, würde die Ratifizierung des EU-
Mercosur-Abkommens blockieren. 
Es ist noch nicht ausgemacht, ob durch das Abkommen 
Arbeits- und Sozialstandards im Mercosur besser ge-
schützt oder wegen eines steigenden Wettbewerbsdrucks 
möglicherweise abgebaut werden. Die EU, namentlich 
das Europäische Parlament, hat jedoch auch kein Interes-
se an einem Sozialdumping.
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Erschwert wird die Debatte über das Freihandelsab-
kommen dadurch, dass die Diskussion über seine Ge-
fahren und Möglichkeiten häufig vereinfachend geführt 
wird. Der Hinweis auf die Chancen des Abkommens 
wird oftmals ausgeblendet. Manche Kritiker verteidigen 
Kollektivgüter wie die Umwelt, obwohl die Durchsetzung 
von wirtschaftlichen Partikularinteressen und Kompen-
sationsleistungen ihr eigentlicher Antrieb in der Ausein-
andersetzung um das Abkommen ist.
Freihandelsabkommen können den Wohlstand stei-
gern, doch primär geht es um die Erlangung von Han-
delsvorteilen. Jedes Abkommen erzeugt Gewinner und 
Verlierer und es geht letztlich um eine faire Verteilung 
von Kosten und Vorteilen. Die Proteste und Unterstüt-
zungserklärungen auf beiden Seiten des Atlantiks lassen 
vermuten, dass dies zumindest im Ansatz gelungen ist. 
In der Diskussion über das Abkommen sollten Kosten 
und Nutzen transparent gemacht, aber auch hinter der 
Ablehnungskampagne stehende Interessen offengelegt 
werden. Die europäische Agrarlobby ist stark und kann 
zu Wahlzeiten mobilisiert werden. Die Zukunft Europas 
entscheidet sich jedoch nicht im Agrarsektor. 
Bisher werden vor allem die geopolitischen und 
geoökonomischen Rahmenbedingungen übersehen, die 
aber von entscheidender Relevanz sind. Dem Freihan-
delsabkommen zwischen der EU und dem Mercosur 
kommt eine strategische Bedeutung zu, denn Europa 
konkurriert in Südamerika mit den USA und China. In 
einer Phase zunehmender geo-ökonomischer Konkurrenz 
und handelspolitischer Konflikte zwischen den USA und 
China muss sich Europa auf seine Stärken besinnen und 
seine Interessen wahren – auch in Lateinamerika. Es geht 
nicht zuletzt auch um die Durchsetzung von Normen und 
Ordnungsprinzipien im Handel und den internationalen 
Beziehungen. 
Europa hat als Handelsmacht Gewicht und die EU 
verfügt damit über eine Gestaltungsmacht, die sie auch 
nutzen sollte. Dies erfordert von den europäischen Regie-
rungschefs jedoch, nationale sowie Partikularinteressen 
zurückzustellen und strategisch gemeinsam als Europäer 
zu denken.
Prof. Dr. Detlef Nolte ist Associate Fellow im Programm 
USA/Transatlantische Beziehungen der Deutschen  
Gesellschaft für Auswärtige Politik e.V. (DGAP).
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